
 

Satzung des Pro Augsburg e.V. 
 

 

Teil 1: Allgemeine Bestimmungen 

 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 

1. Der Verein führt den Namen „Pro Augsburg e.V.“. Er ist in das Vereinsregister beim 

Amtsgericht Augsburg eingetragen. 

2. Der Sitz des Vereins ist Augsburg. 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Vereinszweck 

 

1. Zweck des Vereins ist die weitere gesellschaftspolitische Entwicklung der Stadt Augsburg und 

die Entwicklung eines Konzepts für die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Zukunft der 

Region Augsburg. 

2. Der Satzungszweck wird verwirklicht, insbesondere durch: 

a) Durchführung von öffentlichen Fachforen und Veranstaltungen 

b) Initiierung und Realisierung von speziellen Projekten in den Bereichen Kultur, Bildung, 

Sport, Wirtschaft, Verkehr, Sozialpolitik und Stadtentwicklung. 

c) Beteiligung an den Stadtratswahlen in Augsburg und weiteren Kommunalwahlen.  

d) Zusammenführung der an der gesellschaftspolitischen Entwicklung interessierten 

Bürger, unabhängig von deren Parteizugehörigkeit. 

 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig; er 

verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

2. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten grundsätzlich keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine 

Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

 
 
 



Teil 2: Die Mitgliedschaft 

 

 

§ 4 Eintritt und Beendigung 

 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden, unabhängig von 

deren Hauptwohnsitz und Staatsangehörigkeit. Über den schriftlichen Antrag auf Aufnahme 

entscheidet der Vorstand. Der Antrag muss den Namen, das Alter und die Anschrift des 

Antragstellers enthalten. Bei nicht voll geschäftsfähigen Personen ist der Aufnahmeantrag 

vom gesetzlichen Vertreter zu genehmigen. Bei Ablehnung des Aufnahmeantrags ist der 

Vorstand nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe der Ablehnung bekanntzugeben. 

 

2. Die Mitgliedschaft endet: 

a) mit dem Tod des Mitglieds 

b) mit der Vollbeendigung der juristischen Person 

c) durch Austritt (Kündigung) 

d) durch Streichung von der Mitgliederliste 

e) durch Ausschluss aus dem Verein. 

 

3. Der Austritt aus dem Verein erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Er 

ist zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei 

Monaten zulässig. Bei nicht voll geschäftsfähigen Mitgliedern ist die Austrittserklärung vom 

gesetzlichen Vertreter zu genehmigen. Der Vorstand kann einer Austrittserklärung auch ohne 

Einhaltung einer Frist zustimmen. 

 

4. Die Streichung von der Mitgliederliste und der Ausschluss eines Mitglieds erfolgt nach den 

Bestimmungen der Rechts- und Verfahrensordnung (§ 5 der Satzung). 

 

5. Ausgeschiedene Mitglieder haben aus ihrer Mitgliedschaft keinen Anspruch an das 

Vereinsvermögen. 

 

6. Mit dem Ende der Mitgliedschaft enden alle Ämter und Aufgaben des gewesenen Mitglieds 

ohne besondere Verfahren. 

 
§ 5 Schlichtung und Disziplinarmaßnahmen 

 

1. Der Verein hat das Recht, zur Gewährleistung seiner gemeinnützigen Bestrebungen und zur 

Aufrechterhaltung seiner inneren und äußeren Ordnung, Maßnahmen gegen 

zuwiderhandelnde Mitglieder zu ergreifen. Alle Mitglieder unterwerfen sich durch ihren Beitritt 

dieser Zuständigkeit des Vereins. Die Art der Vereinsstrafen und das Verfahren werden in 

einer Rechts- und Verfahrensordnung gesondert geregelt. 



2. Folgende Vereinsstrafen können vom Vorstand verhängt werden:  

- Verweis 

- vorübergehender Ausschluss 

- endgültiger Ausschluss 

3. Die Strafen können auch nebeneinander ausgesprochen werden. Der Ausschluss aus dem 

Verein kann auch auf Bewährung erfolgen.  

4. Die Art der Durchführung des Vereinsordnungsverfahrens wird in einer Rechts- und 

Verfahrensordnung gesondert geregelt.  

 

 

§ 6 Finanzen 

 

1. Der Verein finanziert sich aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden und weiteren Einnahmen.  

2. Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages und dessen 

Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. Die Einziehung des Beitrages 

erfolgt in der Regel durch Abbuchung vom Girokonto des Mitglieds. 

 

 

Teil 3: Die Organe des Pro Augsburg e.V. 
 
 

§ 7 Organe, Haftung 

 

Organe des Vereins sind: 

 

a) die Mitgliederversammlung 

b) der Vorstand 

 

 

§ 8 Mitgliederversammlung 

 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Sie ist für die ihr in dieser 

Satzung übertragenen Aufgaben zuständig, insbesondere: 

a) Beschlussfassung über die Grundsätze der Arbeit des Vereins 

b) Entgegennahme des Jahresberichtes und der Jahresabrechnung der 

Vorstandsmitglieder 

c) Entlastung des Vorstandes 

d) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages 

e) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und der Rechnungsprüfer 

f) Beschlussfassung oder Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins 

g) Wahl zur Aufstellung von Mitgliedern zu kommunalen Wahlen 



 

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal kalenderjährlich, spätestens 

aber 15 Monate nach der letzten ordentlichen Mitgliederversammlung statt.  

 

3. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen 

in Textform (z.B. E-Mail, Brief, Telefax) unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist 

beginnt mit dem auf der Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das 

Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied 

dem Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse (E-Mail-Adresse, Wohnadresse, 

Faxnummer) gerichtet ist. Bei Satzungsänderungen muss in der Tagesordnung der genaue 

Wortlaut angegeben werden.  

 

4. Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind auf Antrag der Mitglieder einzuberufen, wenn 

1/3 der Vereinsmitglieder die Einberufung schriftlich unter Angabe der Gründe verlangt. 

 

5. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde. 

 

Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit gefasst; 

Satzungsänderungen und Beschlüsse über die Vereinsauflösung bedürfen einer ¾ Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen. Hierbei kommt es auf die abgegebenen gültigen 

Stimmen an. Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. In der Mitgliederversammlung hat 

jedes Mitglied eine Stimme. Die Übertragung der Ausübung des Stimmrechts auf andere 

Mitglieder ist nicht zulässig. 

 

6. Für die Wahl eines Vorstandsmitglieds oder Rechnungsprüfers gilt folgendes: 

 

Hat im 1. Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, 

findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, welche die beiden höchsten 

Stimmzahlen erreicht haben.  

 

Für sonstige Wahlen, insbesondere die Aufstellung von Mitgliedern für kommunale Wahlen, 

findet die hierfür aufgestellte Wahlordnung Anwendung.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 9 Sitzungsleitung/Protokollierung 

 

1. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom zweiten 

Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom dritten Vorsitzenden und bei dessen 

Verhinderung vom Schatzmeister geleitet. Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter 

bestimmt. 

 

2. Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen. Der Versammlungsleiter kann bestimmen, dass 

die Abstimmung schriftlich und geheim durchzuführen ist, wenn dies zweckmäßig erscheint. 

Die Abstimmung muss schriftlich und geheim durchgeführt werden, wenn 1/5 der 

erschienenen Mitglieder dies beantragt.  

 

3. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 

jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende 

Feststellung enthalten:  

a) Ort und Zeit der Versammlung 

b) Die Person des Versammlungsleiters 

c) die Zahl der erschienenen Mitglieder 

d) die Tagesordnung, die auch beigeheftet werden kann 

e) die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung 

 

Bei Satzungsänderungen muss der genaue Wortlaut angegeben werden.  

 

 

§ 10 Vorstand 

 

1. Der Vorstand besteht aus dem 1. Vorsitzenden, dem 2. Vorsitzenden, dem 3. Vorsitzenden, 

dem Schriftführer und dem Schatzmeister. 

2.  Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den 1., 2. und 3. Vorsitzenden 

vertreten. Der 1., 2. und 3. Vorsitzende sind einzelvertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis 

gegenüber dem Verein ist der 2. Vorsitzende nur im Falle der Verhinderung des 1. 

Vorsitzenden und der 3. Vorsitzende nur im Falle der Verhinderung des 1. und des 2. 

Vorsitzenden zur gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung des Vereins berechtigt. 

3. Der Vorstand wird für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Er bleibt bis zur Wahl eines neuen 

Vorstandes im Amt. Scheidet ein Vorstandsmitglied während der Amtsperiode aus, ist 

innerhalb von 60 Tagen eine Mitgliederversammlung einzuberufen, die einen Nachfolger für 

die restliche Amtsdauer wählt (Ergänzungswahl). 

4. Der Vorstand kann Beisitzer bestimmen, die beratende Funktion, jedoch bei 

Vorstandsbeschlüssen kein Stimmrecht haben. Sie werden zu den Vorstandssitzungen 

geladen. 



 

 

§ 11 Beschlussfassung des Vorstands 

 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen, die vom 1. Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung vom 2. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 3. Vorsitzenden und bei dessen 

Verhinderung vom Schatzmeister schriftlich, per E-Mail, fernmündlich oder telegrafisch einberufen 

werden. In jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von 3 Tagen einzuhalten. Einer Mitteilung der 

Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand fasst alle Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des sitzungsleitenden Vorstandsmitglieds. Der Vorstand ist 

beschlussfähig, wenn mindestens 3 Vorstandsmitglieder anwesend sind. 

 

 

§ 12 Zuständigkeit des Vorstandes 
 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, die nicht durch diese Satzung 

anderen Vereinsorganen vorbehalten sind. Er hat vor allem folgende Aufgaben: 

 

a) Geschäftsführung und Vertretung des Vereins 

b) Verwaltung des Vereinsvermögens 

c) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung 

d) Einberufung der Mitgliederversammlung 

e) Durchführung der Mitgliederversammlung und Ausführung ihrer Beschlüsse 

f) Aufnahme von Mitgliedern 

g) Durchführung von Vereinsordnungsverfahren 

h) Streichung von der Mitgliederliste 

 

 

§ 13 Rechnungsprüfung 
 

1. Die Mitgliederversammlung wählt zwei Rechnungsprüfer, die dem Vorstand nicht angehören 

dürfen. Sie prüfen die ordnungsgemäße Buchführung und Rechnungslegung des Vereins und 

werden auf zwei Jahre bestellt. Sie bleiben auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zu einer 

Neuwahl im Amt. 

2. Mit der Rechnungsprüfung ist ein gemeinsamer Prüfbericht zu fertigen. Er ist der 

Mitgliederversammlung vorzulegen.  

3. Eine Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes kann erst nach 

Vorlage des Prüfberichts für diesen Zeitraum erfolgen.  

 

 

 



 

 

Teil 5: Sonstiges 

 

 

§ 14 Auflösung 
 

1. Die Auflösung des Vereins und die Änderung des Vereinszwecks kann nur in einer speziell zu 

diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigender Zwecke fällt das Vermögen 

des Vereins unmittelbar und ausschliesslich an eine von dieser Mitgliederversammlung zu 

bestimmenden gemeinnützigen Einrichtung, vorbehaltlich einer Genehmigung des 

Finanzamtes. 


